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Beurteilung zum Vorgang der 
Stimmabgabe während der Allgemeinen 
Wahlen 1997 durch die Unabhängige 
Wahlbeobachtungskommission KIPP
Die Beurteilung der im vorigen Jahre gegründeten Unabhängigen Wahlbeobach
tungskommission KIPP zum Vorgang der Stimmabgabe während der Allgemeinen 
Wahlen 1997 stützt sich auf einen Bericht von zirka 8000 Freiwilligen, aus 47 Städten 
in 17 Provinzen, mit besonderem Schwerpunkt in 20 Städten in Indonesien. KIPP faßt 
die Einschätzungen zum Vorgang der Stimmabgabe während der Allgemeinen Wahlen 
1997 wie folgt zusammen:

1. Der Vorgang der Stimmabgabe wäh
rend der Allgemeinen Wahlen von 1997 
verlief in weiten Teilen Indonesiens 
meist friedlich und reibungslos, obwohl 
man zugeben muß, daß es auch einige 
Fälle von Verstößen gegen die allge
meinen demokratischen Wahlrichtlinien 
sowie Abweichungen von den anzu
wendenden Rechtsgrundlagen gab.

KIPP stellt fest, daß verschiedene Ver
stöße gegen die allgemeinen demokrati
schen Wahlrichtlinien in Form von Un
regelmäßigkeiten begangen wurden, die 
sich in einer Vielzahl von Diskriminie
rungen von Wahlhelfern äußerte und 
ganz klar von den universalen Wahlge
setzen abwichen. Neben immer noch 
vorkommenden Fällen von Einschüchte
rungen, findet man noch weitere Fälle, 
die unter anderem die großen Schwächen 
der Parteipolitik und ihre kraftlose Posi
tion während der Stimmabgabe deutlich 
machen. Zeugen waren aus verschiede
nen Gründen nicht verfügbar. Normaler
weise sollten während der Wahlen in In
donesien in jedem Wahllokal jeweils drei 
von GOLKAR, PPP und PDI gestellte 
Beobachter anwesend sein (Anm. Red.)

Die oben angeführten Probleme, die 
sich aus den Ergebnissen der Zusam
menstellung von Daten aus neun Wahl
kreisen ergeben, zeigen folgende Fakten:
* Eine Verzögerung bezüglich der "Aus

wertung der Stimmabgabe",
* Wahlen, die von nicht registrierten 

Personen durchgeführt wurden,
* Zeugen, die gezwungen wurden die 

TPS (Tempat Pemungutan Suara- 
Wahllokal) zu verlassen,

* Gewaltanwendungen bzw. Übergriffe 
oder Behinderungen, die in und um die 
TPS stattfanden,

* Auszählungen, die nicht transparent 
gemacht wurden,

* Freiwillige der KIPP, die bei ihrer Be
obachtungstätigkeit behindert wurden. 
KIPP schätzt diese Zwischenfälle und

Behinderungen als Ergebnisse einer kon
tinuierlichen und systematischen Politik 
ein, bei der es keine Grenze gibt zwi

schen der Regierung als Organisator und 
den Beamten, die im Wahlkampf ver
wickelt sind. KIPP drängt darauf, gegen 
die Verursacher der obengenannten Zwi
schenfälle und Behinderungen rechtliche 
Maßnahmen zu ergreifen.
2. Die Stimmen müssen von dem Komi
tee zur Koordination von Kommunika
tionssystemen für die Allgemeinen 
Wahlen 1997 ausgezählt werden. Das 
Komitee wurde durch einen gemeinsa
men Erlaß (SK) des Innenministeriums 
bzw. des Vorsitzenden des Instituts für 
Allgemeine Wahlen, des Ministeriums 
für Innere Sicherheit, des Ministeriums 
für Tourismus, Post und Telekommuni
kation und der Armeekommandatur Nr. 
96 im Jahre 1996 geschaffen.

Auf der einen Seite werden die Ent
wicklungen im Bereich der Kommunika
tionstechnologie eingesetzt, so daß bei 
den Allgemeinen Wahlen digitale Kom
munikationsmöglichkeiten des Telkom- 
Netzes genutzt werden. Auf der anderen 
Seite werden aber Regelungen nicht er
füllt, weil die OPP (Organsisasi Peserta 
Pemilu - die an den Wahlen teilnehmen
den Parteien und Organisationen) nicht 
direkt am Auszählungsprozeß der abge
gebenen Stimmen mitwirken kann. Da 
nur der Präsident, der Vize-Präsident, 
der Innenminister, der Minister für Auf
klärung und das Oberkommando der Ar
mee direkten Zugang haben. Außerdem 
stellt KIPP fest, daß das Recht des Vol
kes auf Informationen im oben erwähnten 
Implementierungssystem nicht genügend 
umgesetzt wird.

3. Ergebnisse der augenblicklichen 
Stimmauszählung zeigen bereits Anzei
chen eines drastischen Stimmverlustes 
des "kongres" Teils der PDI und ein Zu
wachs von Nichtwählem in verschie
denen Städten. Diese Tatsachen sind je
doch in keiner Weise ein Indiz für tech
nische Fehler, sondern demonstrieren 
eine Ablehnung der Allgemeinen Wah
len, die noch nie zuvor so öffentlich vom 
Volk geäußert wurde.

Solche politischen Erscheinungen 
müssen einerseits als Meßlatte für die 
Stärke eines politischen Systems und an
dererseits als eine Widerspiegelung des 
Wahlverhaltens der sozialen Kräfte ge
wertet werden, die außerhalb des forma
len politischen Prozesses vorhanden sind. 
Um die sozialen Kräfte zu integrieren, 
die gerade außerhalb des obengenannten 
formalen politischen Prozesses liegen, 
sind funktionale Anpassungen an das po
litische System nötig. Diese sind aber 
nicht bereit, sich für eine Vergrößerung 
der politischen Legitimation ausnutzen 
zu lassen.

Die absolute Mehrheit GOLKARs, die 
in ihren Grundlagen die Form einer 
"Staatspartei" hat, schränkt mehr und 
mehr die Möglichkeit einer wirksamen 
Kontrollpolitik ein. Wenn Institutionen 
wie verfassungsgemäße, demokratische 
Mechanismen nur formal funktionieren, 
dann wird es schwierig, auf die Verwirk
lichung einer politisch- demokratischen 
Ordnung zu hoffen.

4. Die Verhaltensweisen und Methoden 
kommen offensichtlich immer noch aus 
dem Sicherheitsapparat, der dem Volk 
keinerlei Möglichkeiten bietet, eine offe
nere Haltung zu präsentieren, oder die 
Standpunkte der eigenen Politik offen zu 
legen. Als Beispiel für Unregelmäßig
keiten sei der Vorfall einer Untersuchung 
von 292 Personen unter den Bürgern von 
Kedung Ombo genannt, die auf die poli
tischen Wahlen mit der Rückgabe der 
"gelben Karte", dem Wahlschein, rea
gierten.

5. In Bezug auf immer noch vorherr
schende Zweifel oder Unzufriedenheit 
eines Teils der Wählerschaft über das 
Ergebnis der Stimmenauszählung, drängt 
KIPP die Organisatoren der Allgemeinen 
Wahlen auch auf höchster Ebene, d.h. 
sowohl auf zentraler als auch auf lokaler 
Ebene, eine ehrliche Erklärung abzuge
ben und sich gegenüber den Protesten 
und Beschwerden über das offizielle Er
gebnis der Stimmauszählungen offen zu 
zeigen, zu reagieren und Maßnahmen zu 
ergreifen, damit es nicht zu weiteren po
litischen Zusammenstößen kommt. Das 
Prinzip "öffentliche Verantwortlichkeit" 
muß von der Regierung, bzw. von dem 
Organisationsinstitut der Allgemeinen 
Wahlen aufrecht erhalten werden, um den 
Beweis zu erbringen, daß es eine politi
sche Legitimation der Allgemeinen 
Wahlen gibt und daß das Recht der 
Volksouveränität respektiert wird.

Jakarta, den 30. Mai 1997

gezeichnet für das Präsidium des Unab
hängigen Wahlbeobachterkomitees KIPP
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